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Gesetz

zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften®)

Vom 15. Dezember 2008

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 5. § 87 a wird wie folgt gedndert:

Anderung des Niedersichsischen Beamtengesetzes

Das Niedersdchsische Beamtengesetz in der Fassung vom
19. Februar 2001 (Nds. GVBL. S. 33), zuletzt gedndert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 25. November 2007 (Nds. GVBI.
S. 661), wird wie folgt gedndert:

1. Die Fufinote zu der Uberschrift wird gestrichen.

2. In § 22 Abs. 4 wird die Verweisung ,,§ 47 Abs. 2 Nrn. 3
und 6“ durch die Verweisung ,,§ 47 Abs. 2 Nrn. 2 und 5“
ersetzt.

3. § 28 aerhilt folgende Fassung:
,§28a

Erwerb der Befdhigung fiir eine Laufbahn
durch Anerkennung im Ausland erworbener
Berufsqualifikationen

'"Wer die Staatsangehérigkeit
1. eines Mitgliedstaates der Europaischen Union oder

2. eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tiber
den Européischen Wirtschaftsraum oder

3. eines Staates, demgegeniiber die Mitgliedstaaten der
Europédischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbe-
handlung seiner Staatsangehorigen hinsichtlich der
Anerkennung von Berufsqualifikationen verpflichtet
sind,

besitzt, kann die Befdhigung fiir eine Laufbahn auch durch
Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikati-
onen aufgrund der Richtlinie 2005/36/EG des Européi-

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,»'Einem Beamten mit Dienstbeziigen, der ein Kind
unter 18 Jahren oder einen nach é&rztlichem Gut-
achten pflegebediirftigen sonstigen Angehorigen
tatsdchlich betreut oder pflegt, ist auf Antrag

1. Teilzeitbeschiftigung von mindestens einem
Viertel der regelméfligen Arbeitszeit zu bewilli-
gen oder

2. Urlaub ohne Dienstbeziige zu gewéhren,

wenn zwingende dienstliche Belange nicht entge-
genstehen.”

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

»“Zeiten der Teilzeitbeschiftigung mit weniger
als der Hilfte der regelméfligen Arbeitszeit nach
Satz 1 Nr. 1 und Urlaub nach Satz 1 Nr. 2 diirfen,
auch zusammen mit Urlaub nach § 80 d Abs. 1,
insgesamt die Dauer von 15 Jahren nicht tber-
schreiten.”

cc) Die bisherigen Sétze 2 bis 4 werden Séatze 3 bis 5.
b) Absatz 2 wird gestrichen.
c) Die bisherigen Absitze 3 und 4 werden Absitze 2 und 3.

d) Der neue Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) § 80 e gilt entsprechend.”

ischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 6. §98 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

tber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU a) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort ,und* ge-
Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 strichen. ?

S.28), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG)

Nr. 755/2008 der Kommission vom 31. Juli 2008 (ABl. EU b) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch das
Nr. L 205 S. 10), erwerben. *Die Anerkennung der Berufs- Wort ,,und” ersetzt.

qualifikationen kann unter den in Artikel 14 der Richtlinie . . .

2005/36/EG genannten Voraussetzungen von der erfolgrei- c) Eswird die folgende Nummer 6 angefiigt:

chen Ableistung eines Anpassungslehrgangs oder Able- 6. einem Beamten, der im Rahmen eines Rotations-
gung einer Eignungsprifung abhdngig gemacht werden. verfahrens innerhalb eines mehrjihrigen Zeitraums
*Die Landesregierung bestimmt durch Verordnung das Na- mehrfach den Dienstort wechselt, Trennungsgeld
here zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG, insbeson- abweichend von § 1 Abs. 3 N. 1 der Trennungs-
dere die Zustdndigkeiten der Behorden, die Einzelheiten geldverordnung (TGV) auch gewéhrt wird, wenn
der Anerkennungsbedingungen, das Anerkennungsver- die Wohnung im Einzugsgebiet liegt, und § é Abs. 1
fahren, die Voraussetzungen und das Verfahren des An- Siitze 2 bis 4 und Abs. 4 TGV keine Anwendung
passungslehrgangs und der Eignungspriiffung sowie die findet.

Verwaltungszusammenarbeit nach Titel V der Richtlinie

2005/36/EG." 7. §194 a Abs. 2 Nr. 2 erhélt folgende Fassung:

4. §80d Abs. 3 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Urlaub nach Absatz 1 darf, auch zusammen mit Zeiten
der Teilzeitbeschiftigung mit weniger als der Halfte der re-
gelméfiigen Arbeitszeit nach § 87 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und
mit Urlaub nach § 87 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, insgesamt die
Dauer von 15 Jahren nicht tiberschreiten.”

') Artikel 1 dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 tiber
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255
S.22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28), zuletzt gedndert

»2. Leiter, stellvertretender Leiter und Vorstandsmitglied
der den obersten Landesbehorden unmittelbar nach-
geordneten Behorden und Einrichtungen bei Einstu-
fung in die Niedersichsische Besoldungsordnung B,
ausgenommen die Polizeiprasidenten, und“.

Artikel 2

Anderung des Niedersichsischen Besoldungsgesetzes

Das Niedersidchsische Besoldungsgesetz in der Fassung vom

durch die Verordnung (EG) Nr. 755/2008 der Kommission vom 7. November 2008 (Nds. GVBL. S. 334) wird wie folgt geéin-
31. Juli 2008 (ABI. EU Nr. L 205 S. 10). dert:
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1. Nach § 9 wird der folgende § 10 eingefiigt:

»§ 10
Hauptberuflichkeit

Hauptberuflich im Sinne des Besoldungs- und Versor-
gungsrechts ist eine Tétigkeit, die entgeltlich erbracht
wird, den Schwerpunkt der beruflichen Tétigkeit darstellt
sowie dem durch Ausbildung und Berufswahl geprédgten
Berufsbild entspricht und im gleichen Zeitraum in einem
Beamtenverhdltnis mit dem gleichen Beschaftigungsum-
fang zuldssig gewesen wiére.”

. Die Anlage 1 (zu § 2) wird wie folgt gedndert:

a) Die Niedersdchsische Besoldungsordnung A wird wie
folgt gedndert:

In der Besoldungsgruppe 16 wird das Amt ,,Geschifts-
fithrerin oder Geschéftsfithrer der Tierseuchenkasse”
gestrichen.

b) Die Niedersidchsische Besoldungsordnung B wird wie
folgt gedndert:

aa) In der Besoldungsgruppe 2 werden die Amter
,Direktorin oder Direktor beim Landesbetrieb fir
Statistik und Kommunikationstechnologie Nieder-
sachsen — als Mitglied des Vorstands —*, ,Di-
rektorin oder Direktor der Feuerwehr — bei ei-
ner Stadt mit einer Einwohnerzahl von mehr als
400 000 —“, ,Geschiéftsfiihrerin oder Geschifts-
fithrer der Tierseuchenkasse” und ,Vizeprasiden-
tin oder Vizeprasident der Landesschulbehorde”
eingefiigt und das Amt ,Direktorin oder Direktor
des Landesbetriebes Informatikzentrum Nieder-
sachsen” gestrichen.

bb) In der Besoldungsgruppe 3 wird das Amt ,,Direkto-
rin oder Direktor der Nordwestdeutschen Forst-
lichen Versuchsanstalt” eingeftigt.

cc) In der Besoldungsgruppe 3 werden das Amt ,Pra-
sidentin oder Prasident des Landesamtes fir Sta-
tistik” und die Fufinote 1 gestrichen.

dd

=

In der Besoldungsgruppe 4 werden das Amt ,,Pra-
sidentin oder Pradsident des Landesamtes fir Sta-
tistik” und die Fufinote 1 gestrichen.

ee) In der Besoldungsgruppe 5 wird das Amt ,Direk-
torin oder Direktor des Landesbetriebes fiir Sta-
tistikk und Kommunikationstechnologie Nieder-
sachsen — als Vorsitzende oder Vorsitzender des
Vorstands —* mit der Fufinote ,,”’ wenn nicht Lan-
deswahlleiterin oder Landeswahlleiter; sonst B 6“
eingefiigt.

ff) In der Besoldungsgruppe 6 wird das Amt ,Direkto-
rin oder Direktor des Landesbetriebes fiir Statistik
und Kommunikationstechnologie Niedersachsen
— als Vorsitzende oder Vorsitzender des Vor-

stands —“ mit der Fuinote ,,” wenn Landeswahl-
leiterin oder Landeswahlleiter; sonst B 5“ einge-
fugt.

3. § 12 erhélt folgende Fassung:

»§ 12

Hohe der Besoldung;
Vergiitung fir zusétzliche Arbeit

(1) 'Die Hohe der Besoldung ergibt sich aus den Anla-
gen 2 bis 18 fur die dort genannten Besoldungsbestandtei-
le. *Von diesen Anlagen ersetzen die Anlagen 2, 4, 5 und 9
bis 17 die entsprechenden Anlagen IV, VIII, V und VI a
bis VIi zum Bundesbesoldungsgesetz. *Die Anlagen 3 und 7
ersetzen die Anlage 1 zu Nummer 1 der Bekanntmachung
des Bundesministeriums des Innern vom 10. September

2003 (BGBL. I S. 1843). *Die Anlage 6 ersetzt die Anlage IX
zum Bundesbesoldungsgesetz im Hinblick auf Amtszula-
gen und die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 27
der Vorbemerkung der Anlage I zum Bundesbesoldungsge-
setz.

(2) 'Die Betrige der Anlage 18 treten an die Stelle der Be-
trdge in § 4 Abs. 1 und 3 der Verordnung iiber die Gewéh-
rung von Mehrarbeitsvergiitung fiir Beamte in der Fassung
vom 3. Dezember 1998 (BGBL. I S. 3494), zuletzt gedndert
durch die Artikel 9 und 10 des Gesetzes vom 29. Juli 2008
(BGBI. I1S. 1582). 2Abweichend von Satz 1 ist Beamtinnen
und Beamten mit erméfigter Arbeitszeit fiir die bis zum
Umfang der regelméifligen Arbeitszeit geleistete Mehrar-
beit eine Vergiitung in Hohe der Besoldung zu zahlen, auf
die eine Beamtin oder ein Beamter mit entsprechend antei-
lig erhohter Arbeitszeit im Zeitraum der Mehrarbeitsleis-
tung Anspruch gehabt hatte.

(3) § 48 Abs. 3 Satz 1 BBesG gilt mit der Mafigabe, dass

1. Beamtinnen und Beamten mit erméafigter Arbeitszeit
fur die bis zum Umfang der regelméfligen Arbeitszeit
zusdtzlich geleistete Arbeit anstelle einer Ausgleichs-
zahlung in Hohe der Sitze der Mehrarbeitsvergiitung
eine Ausgleichszahlung in Hohe der Besoldung zu ge-
wiéhren ist, auf die eine Beamtin oder ein Beamter mit
entsprechend anteilig erhohter Arbeitszeit im Zeitraum
der zusitzlich geleisteten Arbeit Anspruch gehabt hit-
te, und

2. Lehrkriften an o6ffentlichen Schulen auf Antrag auch
dann eine Ausgleichszahlung gewéhrt werden kann,
wenn ein vollstandiger Arbeitszeitausgleich maglich
ist.”

Der Anhang zur Niedersdchsischen Besoldungsordnung B
(,Kunftig wegfallende Amter und Amtsbezeichnungen®)
wird wie folgt gedndert:

a) In der Besoldungsgruppe 2 werden die Amter ,Vize-
prasidentin oder Vizeprdsident des Landesamtes fir
Okologie“ und ,,Vizeprasidentin oder Vizeprasident des
Landesamtes fir Zentrale Soziale Aufgaben“ gestri-
chen.

b) In der Besoldungsgruppe 3 wird das Amt ,,Prasidentin
oder Prasident der Niedersdchsischen Fachhochschule
fiir Verwaltung und Rechtspflege” gestrichen.

¢) In der Besoldungsgruppe 4 wird das Amt ,Prasidentin
oder Prasident des Landesamtes fir Zentrale Soziale
Aufgaben” gestrichen.

Artikel 3

Anderung des Niedersichsischen
Personalvertretungsgesetzes

§ 86 Abs. 1 Satz 1 des Niedersidchsischen Personalver-

tretungsgesetzes in der Fassung vom 22. Januar 2007 (Nds.
GVBL. S. 11), zuletzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 13. September 2007 (Nds. GVBL. S. 444), wird wie folgt

gedndert:

1. Am Ende der Nummer 3 wird das Komma durch das Wort
und® ersetzt.

2. Am Ende der Nummer 4 wird das Wort ,,und“ durch einen
Punkt ersetzt.

3. Nummer 5 wird gestrichen.

Artikel 4

Anderung der Niedersichsischen Verordnung tiber
die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten

§ 8 a Abs. 5 der Niedersdchsischen Verordnung tiber die Ar-

beitszeit der Beamtinnen und Beamten vom 6. Dezember 1996
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(Nds. GVBL. S. 476), gedndert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 21. Januar 1999 (Nds. GVBL. S. 18), wird wie folgt gedn-
dert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
2. Eswird der folgende Satz 2 angefiigt:

,’Beamtinnen und Beamten mit erméBigter Arbeitszeit
wird fir die bis zum Umfang der regelméfiigen Arbeitszeit
zusdtzlich geleistete Arbeit abweichend von Satz 1 eine
Ausgleichszahlung in Hohe der Besoldung gewdhrt, auf
die eine Beamtin oder ein Beamter mit entsprechend antei-
lig erhohter Arbeitszeit im Zeitraum der zusétzlich geleis-
teten Arbeit Anspruch gehabt hitte.”

Artikel 5

Anderung der Verordnung iiber die Arbeitszeit
der Lehrkrafte an 6ffentlichen Schulen

§ 5 Abs. 4 der Verordnung tber die Arbeitszeit der Lehr-
krifte an offentlichen Schulen in der Fassung vom 2. August
2004 (Nds. GVBL. S. 302), zuletzt gedndert durch Verordnung
vom 1. Juni 2008 (Nds. GVBL. S. 211), wird wie folgt gedndert:

1. Es werden die folgenden neuen Sétze 6 bis 9 eingefiigt:

»’Lehrkriften mit erméfigter Arbeitszeit wird fir die bis
zum Umfang der regelméfligen Arbeitszeit zuséitzlich ge-
leistete Arbeit abweichend von Satz 5 eine Ausgleichszah-
lung in Hohe der Besoldung gewéhrt, auf die eine Beamtin
oder ein Beamter mit entsprechend anteilig erh6hter Ar-
beitszeit im Zeitraum der zusétzlich geleisteten Arbeit An-
spruch gehabt hitte. "Die Zahlung erfolgt in vier gleich
hohen Teilbetrdgen. ®Der erste Teilbetrag ist nach Beendi-
gung der Ansparphase mit der Besoldung fir den Monat
August zu zahlen. °Die weiteren Teilbetrige sind in jihr-
lichem Abstand zu zahlen.”

2. Der bisherige Satz 6 wird Satz 10.

Artikel 6

Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 2 Nr. 3 sowie

die Artikel 4 und 5 mit Wirkung vom 1. August 2008 in Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2008

Der Priasident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

Christian Wulff
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Niedersichsisches Landesvergabegesetz
(LVergabeG)

Vom 15. Dezember 2008

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Prdambel

Aufgabe des Gesetzes ist es, durch Lohndumping bedingten
Wettbewerbsverzerrungen auf dem Gebiet 6ffentlicher Bau-
auftrdge entgegenzuwirken und dadurch bedingte Belastun-
gen fiir die sozialen Sicherungssysteme einzugrenzen.

§1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz enthélt Vorschriften fir die Vergabe offent-
licher Bauauftriage im Sinne des § 99 Abs. 3 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) in der Fassung
vom 15. Juli 2005 (BGBI. I S. 2114), zuletzt gedndert durch
Artikel 1a des Gesetzes vom 18. Dezember 2007 (BGBI. I
S. 2966), unabhingig von den Schwellenwerten gemaf § 100
Abs. 1 GWB, sofern die Auftrige mindestens einen Wert von
30 000 Euro haben.

§2
Allgemeine Bindung der 6ffentlichen Hand

(1) 'Die Behorden des Landes, die Gemeinden und Gemein-
deverbande und die sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts haben bei der Vergabe 6ffentlicher Bau-
auftrage zusitzlich die Bestimmungen dieses Gesetzes zu
beachten. *Bei Bauauftrigen unterhalb der Schwellenwerte
gemdafl § 100 GWB sind § 97 Abs. 1 bis 5 und die §§ 98 bis 101
GWB sowie die Vergabeverordnung in der Fassung vom 11. Feb-
ruar 2003 (BGBL. I S. 169), zuletzt gedndert durch Verordnung
vom 23. Oktober 2006 (BGBI. I S. 2334), mit Ausnahme von
§ 11 Abs. 2, §§ 13, 14 und 17 bis 22 entsprechend anzuwen-
den, jedoch mit der Mafgabe, dass von der Vergabe- und Ver-
tragsordnung fir Bauleistungen nur der erste Abschnitt
Anwendung findet.

(2) Fir juristische Personen des Privatrechts, die die Vo-
raussetzungen des § 98 Nr. 2 GWB erfiillen, gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

(3) Die Ausschreibung eines offentlichen Auftrages sollte
zusétzlich in elektronischer Form auf der niedersidchsischen
Landesvergabeplattform bekannt gemacht werden.

§3

Tariftreueerkldrung

(1) "Unternehmen, die sich um einen Bauauftrag bewerben,
missen sich bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichten,
ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Aus-
fithrung der Leistung mindestens das in fiir allgemeinverbind-
lich erklarten Tarifvertrdgen vorgesehene Entgelt zum tarif-
vertraglich vorgesehenen Zeitpunkt zu zahlen. *Fehlt die Tarif-
treueerkldrung bei Angebotsabgabe, so ist das Angebot von der
Wertung auszuschlieflen.

(2) 'Der offentliche Auftraggeber bestimmt in der Bekannt-
machung der Ausschreibung und in den Vergabeunterlagen
den oder die einschlédgigen Tarifvertrdge nach Absatz 1. ?Diese
miussen den Anforderungen der Richtlinie 96/71/EG des Euro-
péischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996
iber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der
Erbringung von Dienstleistungen (ABl. EU 1997 Nr. L. 18 S. 1)
entsprechen.

§4

Nachunternehmereinsatz

(1) 'Der Auftragnehmer darf Leistungen, auf die sein Betrieb
eingerichtet ist, nur dann auf Nachunternehmer tibertragen,
wenn der offentliche Auftraggeber im Einzelfall schriftlich zu-
gestimmt hat. *Die Bieter sind verpflichtet, schon bei Abgabe
ihres Angebots anzugeben, welche Leistungen durch sie an
Nachunternehmer vergeben werden sollen. *Soweit Leistun-
gen auf Nachunternehmer tibertragen werden, hat sich der
Auftragnehmer auch zu verpflichten, den Nachunternehmern
die fiir Auftragnehmer geltenden Pflichten der §§ 3, 4 und 7
Abs. 2 aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch
die Nachunternehmer zu tiberwachen.

(2) 'Die nachtrigliche Einschaltung oder der Wechsel eines
Nachunternehmers bedarf der Zustimmung des 6ffentlichen
Auftraggebers; § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. *Die Zustimmung
darf nur wegen mangelnder Fachkunde, Zuverlassigkeit oder
Leistungsfdahigkeit des Nachunternehmers sowie wegen Nicht-
erfullung der Nachweispflicht gemal § 6 Abs. 3 versagt
werden.

§5

Wertung unangemessen niedriger Angebote

'Die Vergabestelle kann die Kalkulation eines unangemessen
niedrigen Angebots, auf das der Zuschlag erteilt werden kénnte,
iberpriifen; bei einer Abweichung von mindestens 10 vom
Hundert vom néchst hoheren Angebot ist sie hierzu verpflich-
tet. 2Im Rahmen dieser Uberpriifung sind die Bieter verpflich-
tet, die ordnungsgeméfle Kalkulation nachzuweisen. *Kommt
der Bieter dieser Verpflichtung innerhalb einer vom Auftrag-
geber festgesetzten Frist nicht nach, so ist er vom weiteren
Verfahren ausgeschlossen.

§6

Nachweise

(1) "Der Bieter hat vor Zuschlagserteilung durch Unter-
lagen, die nicht éalter als sechs Monate sein diirfen, die voll-
stindige Entrichtung von Beitridgen nachzuweisen. *Die Unter-
lagen miissen ausgestellt sein von

1. dem zustdndigen in- oder ausldndischen Sozialversiche-
rungstrager,

2. der zustdndigen in- oder ausldndischen Sozialkasse, soweit
der Betrieb des Bieters Bauauftridge im Sinne des § 99 Abs. 3
GWRB ausfithrt und von dem Geltungsbereich eines Tarif-
vertrages tiber eine gemeinsame Einrichtung der Tarifver-
tragsparteien erfasst wird.

*Anstelle von Unterlagen nach Satz 1 kann der Bieter die nach
den Bestimmungen des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung erteilte Praqualifikation beibringen.
*Die Angaben zu Satz 1 kénnen durch eine Bescheinigung des
ausldndischen Staates nachgewiesen werden. °Bei fremdspra-
chigen Bescheinigungen ist eine Ubersetzung in die deutsche
Sprache beizuftgen.

(2) Der offentliche Auftraggeber ist verpflichtet, fiir den
Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, und fiir die von diesem
benannten Nachunternehmer Auskiinfte aus dem Gewerbe-
zentralregister anzufordern.

(3) Soll die Ausfithrung eines Teils des Auftrages einem
Nachunternehmer tibertragen werden, so sind bei der Auf-
tragserteilung auch die auf den Nachunternehmer lautenden
Nachweise gemifl Absatz 1 vorzulegen.
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§7

Kontrollen

(1) "Der offentliche Auftraggeber ist berechtigt, Kontrollen
durchzufiihren, um die Einhaltung der geforderten Vergabe-
voraussetzungen zu tiberpriifen. *Liegen dem o6ffentlichen Auf-
traggeber Anhaltspunkte daftr vor, dass die geforderten Ver-
gabevoraussetzungen nicht eingehalten werden, so ist er zur
Durchfithrung von Kontrollen verpflichtet. *Er darf zu diesem
Zweck Einblick in die Entgeltabrechnungen der Auftragneh-
mer und der Nachunternehmer und die Unterlagen tiber die
Abfithrung von Beitrdgen gemdf § 6 Abs. 1 sowie in die zwi-
schen Auftragnehmer und Nachunternehmer abgeschlos-
senen Werkvertrdge nehmen. *Der Auftragnehmer hat seine
Beschiftigten auf die Moglichkeit solcher Kontrollen hinzu-
weisen.

(2) "Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben
vollstindige und priiffadhige Unterlagen gemafl Absatz 1 iiber
die eingesetzten Beschiftigten bereitzuhalten. 2Auf Verlangen
des offentlichen Auftraggebers sind ihm diese Unterlagen vor-
zulegen.

§8

Sanktionen

(1) *'Um die Einhaltung der Verpflichtungen geméf} den §§ 4
und 7 Abs. 2 zu sichern, hat der 6ffentliche Auftraggeber fiir
jeden schuldhaften Versto eine Vertragsstrafe in Hohe von
1 vom Hundert, bei mehreren Verstéfien bis zu 10 vom Hun-
dert des Auftragswertes mit dem Auftragnehmer zu vereinba-
ren. “Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe

nach Satz 1 auch fiir den Fall zu verpflichten, dass der Ver-
sto durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer
oder einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer began-
gen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstoft
weder kannte noch kennen musste. *Ist die verwirkte Ver-
tragsstrafe unverhaltnisméaflig hoch, so kann sie vom offentli-
chen Auftraggeber auf Antrag des Auftragnehmers auf den
angemessenen Betrag herabgesetzt werden.

(2) Der offentliche Auftraggeber vereinbart mit dem Auf-
tragnehmer, dass die Nichterfillung der in § 3 genannten
Anforderungen durch den Auftragnehmer oder seine Nach-
unternehmer sowie grob fahrlidssige oder mehrfache Verstofie
gegen die Verpflichtungen der §§ 4 und 7 Abs. 2 den offent-
lichen Auftraggeber zur fristlosen Kiindigung des Auftrages
berechtigen.

(3) Hat ein Unternehmen nachweislich mindestens grob
fahrldssig oder mehrfach gegen die Verpflichtungen nach den
§§ 3, 4, 6 Abs. 3 und § 7 Abs. 2 verstofien, so kann der 6ffent-
liche Auftraggeber dieses Unternehmen jeweils fiir seinen
Zustdndigkeitsbereich von der offentlichen Auftragsvergabe
fur die Dauer von bis zu drei Jahren ausschliefien.

§9
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des Jahres 2013 aufier
Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2008

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

Christian Wulff
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Nds. GVBI. Nr. 27/2008, ausgegeben am 22. 12. 2008

Niedersichsische Verordnung
zur Ausfithrung des Personenstandsgesetzes
(Nds. AVO PStG)

Vom 11. Dezember 2008

Aufgrund

des Artikels I § 5 Satz 1 des Fiinften Gesetzes zur Verwal-
tungs- und Gebietsreform vom 21. Juni 1972 (Nds. GVBL
S. 309), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
28. November 1997 (Nds. GVBI. S. 489),

des § 12 Abs. 1 Satz 4 der Niedersdchsischen Gemeinde-
ordnung in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBL
S. 473), gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezem-
ber 2006 (Nds. GVBL. S. 575), und

des § 74 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 des Personenstandsgesetzes
vom 19. Februar 2007 (BGBI. I S. 122), gedndert durch Arti-
kel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 13. Méarz 2008 (BGBI. I S. 313),

wird verordnet:

§1
Zustandigkeit der Gemeinden

'Die Aufgaben der Standesdmter obliegen den Gemeinden.
“Sie gehoren zum tibertragenen Wirkungskreis.

§2
Aufsichtsbehordliche Befugnisse

(1) Die nach dem Personenstandsgesetz und den zur Aus-
fihrung des Personenstandsgesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften der Aufsichtsbehorde zustehenden Befugnisse wer-
den

1. von den kreisfreien Stddten und den grofien selbstindigen
Stddten selbst und

2. gegeniiber den tibrigen kreisangehorigen Gemeinden vom
Landkreis
ausgetibt.

(2) Wer im Standesamt tétig ist, darf nicht Befugnisse der
Aufsichtsbehorde ausiiben.

§3

Zustdndige Verwaltungsbehorde

Zustindige Verwaltungsbehorden im Sinne des Personen-
standsgesetzes und der zur Ausfithrung des Personenstands-
gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften sind die Landkreise
und kreisfreien Stiddte. *Die Zustidndigkeit der selbstdndigen
Gemeinden wird ausgeschlossen.

§4
Bestellung

(1) Zur Standesbeamtin oder zum Standesbeamten kann
bestellt werden, wer die Befdhigung fiir die Laufbahn des ge-
hobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes oder eine gleich-
wertige Qualifikation besitzt.

(2) Zur Standesbeamtin oder zum Standesbeamten kann
auch bestellt werden, wer

1. die Befdhigung fir die Laufbahn des mittleren allgemeinen
Verwaltungsdienstes oder eine gleichwertige Qualifikation
und

2. Verwaltungserfahrung im Aufgabenbereich des Standes-
amts

besitzt.

(3) "Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptverwaltungs-
beamte kénnen zur Standesbeamtin oder zum Standesbeam-
ten bestellt werden, auch wenn sie die Voraussetzungen nach
den Absitzen 1 und 2 nicht erfiillen. *Die Bestellung einer
Hauptverwaltungsbeamtin oder eines Hauptverwaltungsbe-
amten kann auf die Beurkundung von EheschlieSungen, der
Begrindung von Lebenspartnerschaften und der wegen einer
Eheschliefung oder der Begrindung einer Lebenspartner-
schaft abgegebenen Namenserkldrungen beschrankt werden.

(4) 'Die Bestellung setzt den erfolgreichen Abschluss einer
fachbezogenen Grundschulung voraus. *Bei der Bestellung
nach Absatz 3 Satz 2 gentigt der erfolgreiche Abschluss einer
den beschriankten Aufgabenbereich umfassenden Kurzschu-
lung.

(5) Fir jedes Standesamt sind mindestens zwei Standesbe-
amtinnen oder Standesbeamte zu bestellen, deren Befugnisse
nicht beschriankt sind.

(6) 'Im Notfall kann eine Gemeinde eine Standesbeamtin
oder einen Standesbeamten einer anderen Gemeinde mit
deren Zustimmung voriibergehend zur Standesbeamtin oder
zum Standesbeamten bestellen. *Die Aufsichtsbehorde erhalt
hiertiber eine Mitteilung.

(7) Die Standesbeamtinnen und Standesbeamten werden
durch Aushéndigung einer Urkunde auf Widerruf bestellt.

§5
Fachbezogene Fortbildung

'Die Gemeinde sorgt dafiir, dass die nach § 4 Abs. 1 und 2
bestellten Standesbeamtinnen und Standesbeamten innerhalb
eines Zeitraums von jeweils drei Jahren an mindestens zwei
fachbezogenen Fortbildungen teilnehmen, von denen eine
mehrtégig ist. *Die Standesbeamtinnen und Standesbeamten,
die in entsprechendem zeitlichem Umfang als Lehrpersonal
fiir die Fortbildung von Standesbeamtinnen und Standesbe-
amten tatig sind, erfiillen die Verpflichtung durch ihre Lehr-
tatigkeit.

§6
Pflicht zum Widerruf der Bestellung

(1) Erweist sich eine Standesbeamtin oder ein Standesbe-
amter in fachlicher oder personlicher Hinsicht als ungeeignet,
die Aufgaben zu erfiillen, so hat die Gemeinde die Bestellung
zu widerrufen.

(2) Die Bestellung soll widerrufen werden, wenn die Stan-
desbeamtin oder der Standesbeamte die nach § 5 vorgeschrie-
benen fachbezogenen Fortbildungen nicht absolviert oder seit
einem Jahr keine Amtshandlung als Standesbeamtin oder
Standesbeamter vorgenommen hat.

§7

Aufbewahrung der Zweitbticher und Sicherungsregister

(1) Zweitbticher und Sicherungsregister, die nicht in elekt-
ronischer Form gefithrt werden, werden bei der zustindigen
Verwaltungsbehorde aufbewahrt.

(2) Die in der Zeit vom 1. Januar 1876 bis 30. Juni 1938 ge-
fithrten standesamtlichen Nebenregister, die wie Zweitbticher
behandelt werden, werden bei der zustindigen Verwaltungs-
behorde aufbewahrt.
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(3) 'Die elektronischen Sicherungsregister werden bei den
Gemeinden aufbewahrt. *Mit der Aufbewahrung kénnen Drit-
te beauftragt werden.

§8
Aufbewahrung der Sammelakten
(1) 'Sammelakten sind jahrgangsweise und nach den Perso-

nenstandsregistern aufzubewahren. *Die Zuordnung zu dem
jeweiligen Registereintrag ist zu gewéhrleisten.

(2) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem 1. Januar des
auf den Abschluss des Personenstandsregisters folgenden
Kalenderjahres und endet

1. far die das Eheregister und das Lebenspartnerschaftsregis-
ter betreffenden Sammelakten nach 80 Jahren,

2. fir die das Geburtenregister betreffenden Sammelakten
nach 110 Jahren und

3. fir die das Sterberegister betreffenden Sammelakten nach

30 Jahren.
§9
Archivklausel
Die allgemeinen archivrechtlichen Bestimmungen bleiben
unberiihrt.
§10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. *Gleich-
zeitig tritt die Niedersdchsische Verordnung zur Ausfithrung
des Personenstandsgesetzes vom 13. April 1988 (Nds. GVBL.
S. 53), gedndert durch § 7 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung vom
19. Dezember 1990 (Nds. GVBL. S. 527), aufler Kraft.

Hannover, den 11. Dezember 2008
Die Niedersichsische Landesregierung

Wulff Schiinemann

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke konnen
durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschliefSlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschlieflich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschlieBlich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

414



	Inhalt GVBl. Nr. 27 vom 22. Dezember 2008
	Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
	Niedersächsisches Landesvergabegesetz
(LVergabeG)
	Niedersächsische Verordnung
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes
(Nds. AVO PStG)


